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Flächenpolitik und Flächenmanagement als unternehmeri-
sche Herausforderung für Kommunen und Regionen 

Die Verfügbarkeit von Grundstücksflächen und strategisch relevanten Immobilien ist die 
Grundlage jeder nachhaltigen kommunalen und regionalen Standortentwicklung. Dabei 
stellt sich unweigerlich die Frage, in welchem Ausmaß die Kommunen Einfluss auf diesen 
Themenkreis nehmen. Verhalten sie sich, neben den obligatorischen gesetzlichen und ho-
heitlichen Aufgaben wie der Raumplanung und Flächenwidmung, völlig neutral und über-
lassen sie alle Aktivitäten der privaten Wirtschaft - oder agieren sie unternehmerisch aktiv, 
indem sie die Sicherung, Bevorratung, Entwicklung und Verwertung von Flächen im Sinne 
der kommunalen Ziele auch in eigener Initiative übernehmen. „Rekommunalisierung“ der 
Flächenpolitik als unternehmerische Aufgabe von Regionen und Kommunen ist das Ziel.  
 

Flächenmanagement als kommunale und regionale Aufgabe und Notwendig-
keit 
Die Notwendigkeit einer aktiven kommunalen und regionalen Flächenpolitik zeigt sich im Be-
sonderen vor dem Hintergrund der Herausforderungen denen Regionen und Kommunen gegen-
über stehen. 
 
Dabei sind die Attraktivität und Leistungsfähigkeit von Standorten1, kommunaler und regionaler 
Wohlstand, Standortattraktivität und Nachhaltigkeit nicht Zufall, sondern das Ergebnis von or-
ganisiertem kommunalem und regionalem Planen und Handeln. Überall dort, wo Länder, Ge-
meinden und Regionen zielorientiert planen und agieren, gestaltet sich regionaler und kommuna-
ler Wohlstand nachvollziehbar besser als an Standorten, die nur der „gewohnten“ Anlasspolitik 
folgen. Die Gemeinden und Regionen müssen ihre Entwicklung gezielt selbst in die Hand neh-
men und planmäßig initiieren. 
 
Die Themenbereiche sind  
- die grundsätzliche Sicherung der Finanzkraft- und Wirtschaftskraft,  
- die Sicherung und nachhaltige Entwicklung der Standortattraktivität für Bürger, Wirtschaft, 

öffentliche Einrichtungen und Infrastruktur sowie die 
- Einwohnerentwicklung und nachhaltige Sicherung des kommunalen Standortes als Lebens- 

und Wohnraum. 
   
Damit verbunden ist auch die Qualität und der Umfang der kommunalen Dienstleistungen sowie 
die Sicherung der sozialen, gesellschaftlichen und politischen Qualität des Standortes. 
 

                                                
1 Standorte sind „Lebens- und Wirtschaftsräume, an denen Gruppen von Menschen/Gesellschaften leben 
und arbeiten“. Der Focus richtet sich dabei auf Regionen (auch im Sinne von Bundesländern) und Kom-
munen. Diese Standortmenge wird unter dem Begriff „Ökonomische Mesoebene“ zusammengefasst. Im 
Gegensatz dazu steht die Makroebene welche die nationale Ebene oder die Ebene der EU wiederspiegelt. 
Vgl. Mathis 2009a, S. 11-12. 
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Die Sicherung der Finanz- und Wirtschaftskraft resultiert aus zwei wesentlichen Bereichen. Zum 
einen ist dies die Generierung von Ertragsanteilen über den Finanzausgleich - Schlüsselgröße ist 
die Einwohnerzahl - damit wird die Einwohnerentwicklung einer Gemeinde zur zentralen Stell-
schraube der Finanzkraft. Und Einwohner brauchen wiederum Bauflächen und Wohnraum.  
 
Zum anderen ist es die vor Ort oder in der Region lebende Wirtschaft, über welche direkte Steu-
ern generiert werden können. Vor Ort oder in der Region lebende Wirtschaft ist dabei nicht nur 
Grundlage finanziellen Wohlstandes, sondern Wirtschaft ist auch immer und wesentlich verbun-
den mit der gesamten sozialen und kulturellen Entwicklung und sie ist auch auf kommunaler und 
regionaler Ebene Grundlage kulturellen und sozialen Wohlstandes. 
Ohne wirtschaftliche Aktivitäten im zumindest mittelbaren, nachbarschaftlichen regionalen Um-
feld verlieren Kommunen ihre Attraktivität und Anziehungskraft – auch als Wohngemeinden 
und mutieren, wenn überhaupt, zu reinen Schlafgemeinden oder „sie rinnen einfach aus.2 
 
Wenn Arbeitsplätze nicht mehr in einer „auspendelqualitativen“ Entfernung zu finden sind und 
damit auch die Daseinsvorsorge nicht mehr gesichert ist, wird auch der schönste Wohnort zum 
Wochenenddomizil. Mit einem übermäßigen und mehrtägigen Auspendelvolumina der arbeiten-
den Bevölkerung leidet am Schluss die gesamte soziale Situation einer Gemeinde.3 Sie verliert 
auch ihre Attraktivität als Wohnort. 
 
So bedingen sich Arbeiten und Wohnen gegenseitig. Wenn man nichts „zu essen“ hat, kann man 
auch nicht wohnen bleiben. Damit wird die Verfügbarkeit von Arbeitsplätzen zur weiteren stra-
tegisch zentralen Stellschraube der Standortentwicklung. Damit verbunden ist neben der entspre-
chenden kommunalen und regionalen Infrastruktur vor allem auch der Bedarf der Wirtschaft an 
Flächen und Immobilien im weitesten Sinn. Das sind Betriebsgebietsflächen und Immobilien für 
die industrielle und gewerbliche Wirtschaft sowie für den Dienstleistungsbereich, den Handel 
und vielerorts auch für den Tourismus. Der Handel und andere Dienstleistungen zur Infrastruk-
tur- und Nahversorgung spielen darüber hinaus noch sehr oft in die zentralörtliche Planung hin-
ein.  
 
Nicht zuletzt ist die Ortskern- und Zentrumsentwicklung auch immer eine Frage der Verfügbar-
keit von Flächen und der Einflussnahme auf die Entwicklung von strategisch relevanten Immobi-
lien. Damit verbunden ist aber auch die Entwicklung von Infrastruktur, öffentlichen Einrichtun-
gen und Kultur.  
 
Alle diese Themenbereiche sind essentiell für die Sicherung und nachhaltige Entwicklung der 
Standortattraktivität und -qualität. Und alle diese Themenbereiche sind in weiten Teilen im Kon-
text mit Flächenmanagement und einer aktiven kommunalen oder regionalen Bodenpolitik zu 
sehen. Sie betreffen Wohnen, Wirtschaft, Handel, Gastronomie, Tourismus, Ortskern- und Zent-
rumsentwicklung, Dienstleistungen, Infrastruktur, öffentliche Einrichtungen und Kultur. 
 
Ohne die Einflussnahme und Verfügbarkeit von Flächen ist Entwicklung nicht oder eben nur 
eingeschränkt möglich.   
 

                                                
2 Wie es der Generalsekretär des Österreichischen Gemeindebundes, HR Dr. Robert Hink sehr plakativ aber durch-
aus realistisch formuliert. 
3 Symptomatisch sind etwa die Verkaufsangebote von burgenländischen Höfen in Vorarlberger Tageszeitungen. 
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Flächenmanagement als Instrument einer nachhaltigen und fundierten Stan-
dortentwicklung 
Vor diesem Hintergrund zeigt sich, dass aktive Bodenpolitik und ein gut organisiertes Flächen-
management unabdingbare Instrumente einer fundierten Standortentwicklung sind. Es ist nahezu 
fahrlässig, die Flächenentwicklung einfach dem Zufall zu überlassen. 
 
Grundstücke und strategisch wichtige Immobilien sind der Rohstoff jeder Standortentwicklung. 
Gemeinde und Regionen müssen sich daher wie Unternehmen planmäßig um diesen Rohstoff 
kümmern, ansonsten wird Standortentwicklung schwierig bzw. Dritten überlassen. Dritten, deren 
Interessen vielleicht nicht mit den originären Interessen der Kommune und des Gemeinwohls 
übereinstimmen.  
 
Flächenmanagement heißt planmäßig organisierte räumliche Entwicklung - aber nicht nur 
im Sinne der hoheitlichen Flächenwidmung und klassischen räumlichen Entwicklung - 
sondern im Sinne einer kontinuierlichen Evaluierung, Sicherung, Bevorratung, Entwick-
lung und Verwertung von Flächen und strategisch relevanten Immobilien vor dem Hinter-
grund kommunaler und regionaler Zielsetzungen. Denn gewidmete Flächen alleine sind zu 
wenig, vor allem dann, wenn diese zur Umsetzung der kommunalen oder regionalen Zielsetzun-
gen nicht zur Verfügung stehen oder wenn sie Verwertungen zugeführt werden, welche eben mit 
diesen Zielen nicht im Einklang stehen. 
 
Dabei geht es – und das ist ein wichtiger Aspekt - nicht um ein Ausschalten der Privatwirtschaft, 
sondern um ein professionelles Miteinander von Kommunen und Privatwirtschaft um den nach-
haltigen Zielsetzungen von Regionen und Kommunen gerecht zu werden. 
 
Im Kontext mit der Endlichkeit des Rohstoffes "Grund und Boden" und den an vielen Standorten 
immer knapper werdenden Ressourcen, aber auch vor dem Hintergrund  eines sparsamen und 
nachhaltigen Flächeneinsatzes sowie der Vermeidung von Spekulations- und Einzelinteressens-
kumulierungen auf Kosten der Allgemeinheit, wird in Hinkunft jede Kommune grundsätzliche 
Überlegungen zu Kauf-, Vorhalte- und Bereitstellungsstrategien von Grundstücksflächen anstel-
len müssen.  
 
Man wird aufhören müssen, davon auszugehen, dass von einer übergeordneten lenkenden Hand 
alles zum Wohle der Allgemeinheit erledigt wird, sondern es wird vielmehr notwendig sein, auch 
auf kommunaler Ebene, selbst aktiv Verantwortung zu übernehmen um kommunale Opportuni-
tätskosten - Kosten für Tatenlosigkeit - zu vermeiden. 
Vor diesem Hintergrund bedarf es aber auch des entsprechenden Know-hows für ein professio-
nelles und nachhaltiges Flächenmanagement auf Ebene der Kommunen und Regionen. 
 
Seriöserweise agiert das Flächenmanagement nicht im „luftleeren“ Raum, sondern es sollte 
durch ein fundiertes Gemeindes- oder Regionalentwicklungskonzept, durch einen kommunalen 
oder regionalen Masterplan unterlegt sein. Nur wenn die Ziele und der Weg, den eine Gemeinde 
oder eine Region gehen wollen bekannt sind, kann ein professionelles Flächenmanagement funk-
tionieren – ansonsten bleibt weiterhin alles dem Zufall überlassen. 4 
 

                                                
4 Vom ISK Institut für Standort-, Regional- und Kommunalentwicklung, Dornbirn wurde dazu in Zusammenarbeit 
mir dem Vorarlberger Gemeindeverband ein spezielles Programm, das S5 Programm zur Qualifizierung, Entwick-
lung und Zertifizierung von standorteffizienten Gemeinden entwickelt und am Österreichischen Gemeindetag 2009 
in Lech vorgestellt. Vgl. Mathis 2009b. 
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Dieser Entwicklung werden sich die Verantwortlichen in den Kommunen nicht verschließen 
können. Regionen, Städte und Gemeinden werden sich in Hinkunft verstärkt um eine planmäßige 
und organisierte standortwirtschaftliche Entwicklung kümmern müssen. Hier liegt auch ein ho-
hes Maß an politischer Verantwortung. Denn jene Kommunen, die diese neuen Rahmenbedin-
gungen nicht wahrnehmen wollen und nicht aktiv und mit einem Mindestmaß an Professionalität 
agieren, laufen Gefahr, in ihrer wohlstandsmäßigen, wirtschaftlichen aber auch sozialen und kul-
turellen Entwicklung zurückzubleiben.  
 

Organisation und Betrieb des Flächenmanagements 
Professionelles Flächenmanagement bedarf einer entsprechenden Struktur, einer Organisation. 
Es muss in den Ziel- und Aufgabenkatalog einer nachhaltigen Standortentwicklung eingebettet 
sein. Überall dort, wo Regionen und Kommunen nachhaltig und zielorientiert planen und agie-
ren, gestaltet sich regionaler und kommunaler Wohlstand nachvollziehbar besser, als an Standor-
ten, die nur der „gewohnten“ Anlasspolitik oder unkoordinierten Einzelaktivitäten folgen. Dies 
wird nicht zuletzt auch durch eine Studie der Wirtschaftsuniversität Wien im Auftrag des Öster-
reichischen Gemeindeverbandes unterlegt.5 
  
Ebenso müssen die entsprechenden Ressourcen sicher gestellt sein, um den laufenden Betrieb 
des Flächenmanagements gewährleisten zu können. So ist es zum Einen wichtig, die notwendige 
Organisation für ein professionelles Flächenmanagement sicherzustellen, zum Anderen aber 
auch die Finanzierung derartiger Vorhaben zu organisieren. Erfolgskritischer Faktor ist, dass der 
Standort, die Gemeinde, die Region auch über die notwendige finanzielle „Manövriermasse“ 
verfügen muss, um professionelles Flächenmanagement sicherzustellen. Vor diesem Hintergrund 
gilt es, den kommunalen und regionalen Entscheidungsträgern auch den Unterschied zwischen 
Renditeinvestitionen und Konsuminvestitionen – wie im Folgenden noch ausgeführt - bewusst zu 
machen. 
 
Laufende Evaluation und Arbeitsgruppe Flächenmanagement 
Nur in seltenen Fällen finden „herrenlose Flächen“ von sich aus den Weg in den Schoss der Ge-
meinde. Im Kontext mit den standortentwicklerischen Zielen und der räumlichen Entwicklungs-
konzeption gilt es den Markt laufend zu beobachten - zu evaluieren. Sei es in Bezug auf Be-
triebsgebietsflächen, Wohnflächen, Flächen für notwendige Infrastrukturentwicklungen und 
Tourismus, Zentrumsentwicklungen oder strategisch relevante Immobilien bis hin zur Überprü-
fung von entsprechenden Tauschflächen.  
 
Entscheidend ist, dass dieser Prozess auch kontinuierlich fortgeschrieben und dokumentiert wird. 
Dazu eignet sich am Besten eine Gruppe mit politischen und fachlichen Entscheidungsträgern 
der Gemeinde (Arbeitsgruppe Flächenmanagement), in der die Vorhaben reflektiert und entspre-
chende Aufgaben zur Sicherung der Flächen verteilt werden – und eben die Protokollierung in 
einem fortschreibenden „Einkaufsplan“ festgehalten wird. Dabei muss man sich im Klaren sein, 
dass Flächenmanagement ein langfristiges Geschäft ist und daher gerade diese Protokollierung 
wichtig ist. Denn Energie folgt der Aufmerksamkeit – und es gilt, manchmal über Jahre - den 
Fokus für bestimmte Zielsetzungen nicht aus den Augen zu verlieren, um nicht in die vielfach 
gewohnte Anlasspolitik zurückzufallen.  
 

                                                
5 Vgl. Mugler 2006, passim und insbesondere S. 5 und S. 43. 
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Der Einkaufsplan 
Der Einkaufsplan leitet sich im Idealfall aus einem kommunalen oder regionalen Entwicklungs-
konzept oder Masterplan ab - oder ist Teil desselben. Hier sind jene Flächen und Objekte festge-
halten, die kurz-, mittel- und langfristig das Ziel der standortwirtschaftlichen Begierde darstellen. 
 
Das ist in vielen Gemeinden ganz einfach, weil es kaum mehr Flächen gibt. In anderen ist eine 
entsprechende Wertung und Prioritätenliste unbedingt notwendig, weil man sich ja nicht auf al-
les, sondern nur auf die strategisch wichtigen Flächen oder Objekte konzentrieren kann.   
 
Zielsetzung muss es sein, dass zum  Zeitpunkt des Bedarfs die notwendigen Flächen, etwa Ge-
werbeflächen oder Wohnflächen zur Verwertung und Weitergabe bereit stehen. Dies verlangt 
eine entsprechende Planung, eine Einkaufsplanung mit den damit verbundenen Maßnahmen, 
einem Budgetplan und einem adäquaten Zeitplan.  
 
Soweit keine Flächen oder entsprechendes Erwartungsland zur Verfügung stehen, bleibt nur die 
interkommunale Zusammenarbeit und der Ausgleich mit anderen Kommunen oder der Region. 
Flächenmanagement hat sich in diesem Fall auf die Bestandspflege und auf vorhandene und 
schon genutzte Immobilien zu konzentrieren, sieht man einmal von Erneuerungs- und - soweit 
noch möglich - Erweiterungsinvestitionen ab. Vielfach ist in solchen Fällen und soweit Potentia-
le vorhanden sind, eine gezielte Strategien zur Innenentwicklung noch die einzige Variante. Aber 
auch – oder gerade – solche Szenarien bedürfen einer entsprechenden Organisation und einer 
geordneten Vorgehensweise. 
 
Der Geheimplan 
Immobilien sind nach wie vor Spekulationsgeschäfte. Im Idealfall wird der beschriebene  Ein-
kaufsplan der Kommune und die damit verbundenen Informationen so wenig wie möglich trans-
parent gemacht, die Kommunikation nach außen und in die Organe sollte sich daher nur auf die 
rechtlichen Notwendigkeiten beschränken, denn der Einkaufsplan ist nicht auf kurzfristige Erfol-
ge sondern auf die langfristige Sicherung von Ressourcen abgestellt. 
Der Plan enthält sämtliche Daten aller relevanten Flächen inkl. Eigentümer, weiteren Ansprech-
personen, Preisoptionen sowie Vorgehensszenarien und Verantwortlichkeiten. (Wer ist federfüh-
rend und redet bis wann mit wem). 
 
Die Einkäufer  
Idealerweise sind eine oder mehrere Personen des Vertrauens mit der Anbahnung der Einkaufs-
geschäfte betraut und die Liste wird – gewissermaßen im Stillen und hinter den Kulissen - konti-
nuierlich bearbeitet. 
Dabei sind die einkaufenden Personen nicht unwichtig. Hier ist wahrscheinlich der smarte junge 
Rechtsanwalt weniger gefragt, als ein Mensch der weniger Fachkenntnisse hat aber dafür Ver-
trauen und Respekt in der Gemeinde genießt (die smarten junge Rechtsanwälte mögen mir die-
sen Vergleich verzeihen). Im Idealfall und hoffentlich, gehört dazu auch der Bürgermeister. Aber 
auch der Beliebteste ist nicht überall gern gesehen – danach sollte man sich orientieren. 
 
Grundstücksangelegenheiten sind in vielen Regionen etwas sehr Intimes. Fast wie Geburt, Heira-
ten und Sterben. Das heißt, diese Aufgabe verlangt in weiten Teilen Sensibilität verbunden mit 
einer liebenswürdigen Penetranz und Hartnäckigkeit. Wesentlich ist aber vor allem auch, dass 
gerade vor diesem Hintergrund - die Initiative von der Gemeinde ausgeht.  
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Tauschgeschäfte für die Hartnäckigen 
Manche Menschen wollen ihre Grundstücke trotz hartnäckigster Bemühungen partout nicht ver-
kaufen, genauso wenig wie in irgendeiner Form verwerten.  Damit ist schon alles gesagt. Und es 
ist auch legitim. Bestenfalls könnten sie sich eine Verpachtung oder die Vergabe eines Baurech-
tes vorstellen.6 Andere wollen zwar nicht verkaufen, aber sie sind durchaus bereit das angestreb-
te Grundstück – welches sie nicht selbst nutzen - gegen ein anderes zu tauschen.  
 
Das heißt, die Kommune sollte derartige Grundstücke für Tauschgeschäfte vorhalten.  
Gefragte Objekte sind naturgemäß Baugrundstücke oder angrenzende Grundstücke an das eigene 
Wohnhaus etc.  Es gilt also auch, über ganz spezifische Angelegenheiten und Bedürfnisse infor-
miert zu sein. 
 
Eine weitere Facette ist der Tausch von Flächen gegen Landwirtschaftsfläche. Landwirte haben 
ein besonderes, ein anderes Verhältnis zu Grund und Boden als der gemeine Bürger. Sie trennen 
sich ungern von dem, was ihnen im originärsten Sinne Auskommen und vielleicht auch Lebens-
sinn gibt. Daher sind auch hier adäquate Vorhalte und Tauschstrategien möglich und empfohlen. 
 

Die Finanzierung des Flächenmanagements 
Die Finanzierung der Kauf-, Vorhalte- und Bereitstellungspolitik von Flächen und Immobilien 
ist ein nicht unwesentlicher Teil der kommunalen Budgetierung. 
Derartige Investitionen sind in weiten Teilen über Fremdmittel zu finanzieren und entsprechend 
zu legitimieren. Bezüglich jeglicher Investition und Kreditaufnahme herrschen politische Zwän-
ge und entsprechende Argumentationsnotwendigkeiten. 
 
Vor diesem Hintergrund gilt es, den kommunalen oder regionalen Entscheidungsträgern auch 
den Unterschied zwischen Renditeinvestitionen und Konsuminvestitionen bewusst zu machen  
Es kann deshalb hilfreich sein, im Sinne der hier dargestellten Differenzierung von Investitionen 
zu argumentieren. Manchmal kann es von Nutzen sein, auch entsprechende „Bewusstseinsbil-
dung“ zu betreiben und die nachstehende Argumentation in der politischen Kommunikation zu 
verwenden. Sie ist ja vor allem auch rechnerisch belegbar und damit auch nicht widerlegbar. 
 
Konsum- oder Renditeinvestition. 
Für Kommunen und öffentliche Körperschaften gelten unter dem Aspekt der langfristigen und 
nachhaltigen Gewinnmaximierung grundsätzlich die gleichen Rahmenbedingungen wie für das 
private oder betriebliche Finanzmanagement. Was heißt das? Nichts anderes, als dass es zwi-
schen Konsumkauf oder Rendite- und Anlageinvestitionen zu unterscheiden gilt.  
 
Konsumkauf 
Die Investition in einen dreiwöchigen Südafrika-Urlaub, der Kauf eines Sportwagens, einer Lu-
xusuhr, eines goldenen Halsbandes aber auch einer Skiausrüstung oder einer neuen Küche sind 
Konsuminvestitionen. Sie mögen zwar der Seele gut tun oder den Bestand der Partnerschaft si-
chern und haben somit durchaus eine wichtige soziale Funktion. Diese Investitionen fließen je-
doch in monetärer Form nie mehr zurück.  
 

                                                
6 Auch vor diesem Hintergrund bieten sich durchaus realistische Möglichkeiten. Es ist alles immer eine Frage des 
Preises und des Marktumfeldes. 
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Finanzierungen für Konsumausgaben über Fremdmittel und Kredite sind normalerweise immer 
zu hinterfragen, denn die Mittel sind weg und das gekaufte Gut oder die erworbenen Leistungen 
und Produkte dienen in der Regel nicht dazu, die geldwerten Mittel wieder zurückzuverdienen. 
 
Dasselbe gilt natürlich in gleichem Maße für alle Ausgaben zum Unterhalt des Lebens. Sie sind 
notwendig, verdienen aber naturgemäß keine Rendite. Anders verhält es sich jedoch mit Rendite-
investitionen. 
 
Renditeinvestitionen 
Renditeinvestitionen sind in der Betriebswirtschaftslehre Investitionen in Vorhaben und Be-
triebsmittel, deren Kredite über einen bestimmten Zeitraum getilgt werden und die darüber hin-
aus vor allem noch einen entsprechenden Gewinn abzuwerfen haben. 
 
Beim Anlage- oder Renditekauf wird mit der Zielsetzung investiert, über das erworbene Gut 
weitere Geldmittel zu erwerben, das heißt, eine Rendite zu erzielen. Mit anderen Worten, derar-
tige Investitionen sind nichts anderes als „Geldverdienmaschinen“. 
In der Regel haben Investitions- und Anlagegüter auch einen wesentlich beständigeren Wert als 
Konsumgüter. Dazu gehören Grundstücke, Immobilien, Anlagevermögen, Aktien, Beteiligungen 
an Unternehmen, Betriebsmittel und Maschinen, etc. 
 
Sie dienen letztendlich dazu, über einen gewissen Zeitraum sowohl den eingesetzten Wert (den 
Einsatz an geldwerten Mitteln) sowie auch einen zusätzlichen Gewinn, eine Rendite, zu erwirt-
schaften. Das heißt, zwischen diesen beiden Investitionsarten – zwischen Konsum und Investiti-
onskauf - liegen Welten. Vor allem auch, was die Legitimation einer Kreditaufnahme anbelangt. 
 
Kredite für Investitions- und Anlagegüter, mit denen einerseits die Refinanzierung (Kredittilgung 
und Zinsendienst) und andererseits entsprechende Zusatzgewinne erwirtschaftet werden können, 
sind die Antriebsfedern unserer Wirtschaft. Sie dienen der Vermögensmehrung und der Gewinn-
maximierung. Und wer so agiert ist kein „Schuldenmacher“, sondern gilt – sowohl im privaten 
wie auch im betrieblichen Bereich - als kluger und seriöser Geschäftsmann. 
 
Für Kommunen gelten dieselben Regeln. Wieso soll es sich hier anders verhalten. Auch hier 
finden sich drei Arten von Kosten: 
 
Kommunale Lebensunterhaltskosten 
Das sind die Dinge, die eine Kommune einfach braucht. Straßen, Infrastruktur, Schulen, Kanali-
sation, einen Bürgermeister und eine Verwaltung. Diese Ausgaben sind vergleichbar mit den 
Wohnungs- oder Hausbaukosten, der Kleidung oder den Kosten für Essen im Privathaushalt. 
Manches – wie etwa das Haus - wird man sinnvollerweise über Kredite und langfristig finanzie-
ren. Man wird Schulden machen müssen. Und das ist auch völlig legitim. 
 
Kommunale Konsumausgaben  
Das sind die Dinge, die zwar zu einer erfolgreichen Kommune dazugehören, die wir aber bei 
genauer Betrachtung nicht immer und unbedingt brauchen. Vielleicht die neue Sportanlage, die 
Mehrzweckhalle, das Hallenbad, der überdimensionierte Bauhof und das repräsentative Feuer-
wehrhaus. Vergleichbar mit dem neuen Wohnzimmer, dem Wintergartenanbau oder der neuesten 
Skiausrüstung im privaten Bereich.  
 
Investitionen in diesem Bereich kommen in geldwerten Mitteln nicht mehr zurück. Sie sind ver-
loren. Im Gegenteil, sie verursachen vielfach noch zunehmende Folgekosten. Und hier mag im 
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einen oder anderen Fall der Vorwurf des Schuldenmachens in der politischen Diskussion durch-
aus greifen.  
 
So schlägt sich die Investition von 2 Mio. € in eine Freizeitanlage einerseits oder in eine Gewer-
beimmobilie andererseits im Gemeindebudget zwar undifferenziert nieder - es sind einfach 2 
Mio. € - das langfristige, vor allem geldwirksame Ergebnis ist jedoch ein völlig diametrales. Die 
Freizeitanlage kostet Geld, während die Gewerbeimmobilie eine kommunale Rendite und ent-
sprechende Umwegrentabilitäten erzielt. 
 
Kommunale Anlage- und Renditeinvestitionen 
Investitionen einer Kommune in verwertbare Gewerbeflächen, Wohnflächen und adäquate Im-
mobilien sind klassische Anlage- und Renditeinvestitionen. Sie unterscheiden sich essentiell von 
den anderen Investitionsarten und Notwendigkeiten. Vor allem auch, was die Legitimation einer 
Kreditaufnahme anbelangt. Immer auch die marktüblichen Ankaufspreise und eine zeitlich kal-
kulierbare Verwertung der Objekte vorausgesetzt. 
 
Mit dem Ankauf einer Immobilie steht den eingesetzten geldwerten Mitteln (Passiva) auch ein 
Vermögenswert, eben in Form eines Grundstückes oder einer Immobilie auf der Aktivseite ge-
genüber (Aktiva). Ein Aktivwert, der in der kameralistischen Buchhaltung der Gemeinden natur-
gemäß keinen Niederschlag findet, aber natürlich vorhanden ist und daher auch eine ökonomisch 
fundierte und verwertbare Besicherung der Kredite darstellt (schwieriger wird es umgekehrt etwa 
einen Bauhof oder ein Schwimmbad zu verkaufen). Darüber hinaus bietet sich in der Regel auch 
die Möglichkeit, über einen gewissen Zeitraum sowohl den eingesetzten Wert - sowie darüber 
hinaus einen zusätzlichen Gewinn, eine Rendite und Nutzenpotentiale für die Gemeinde zu er-
wirtschaften. 
 
Bei Gewerbeflächen sind das Kommunalsteuern, Arbeitsplätze, Ausbildungsplätze, Kaufkraft, 
Investitionen, Einwohnerattraktivität und damit die Sicherung von Ertragsanteilen. Bei Wohnflä-
chen liegt die Rendite in der Sicherung des Gemeindebestandes, der Einwohnerentwicklung und 
der Generierung von Ertragsanteilen.7 Mit anderen Vorhaben gilt es die Sicherung der grundsätz-
lichen Standortattraktivität zu gewährleisten, welche wiederum Auswirkungen auf die nachhalti-
ge Finanz- und Ertragssituation einer Gemeinde oder Region hat.   
 
In der Ökonomie sind derartige Investitionen vernünftige und kluge Entscheidungen.Unter sol-
chen Rahmenbedingungen entspricht auch eine Kreditaufnahme einer seriösen kaufmännischen 
Gesinnung und Notwendigkeit. Versäumnisse in dieser Richtung müssten richtigerweise als Op-
portunitätskosten, als Kosten für entgangenen Gewinn verbucht werden. Hier liegt nicht zuletzt 
auch ein hohes Maß an politischer Verantwortung. 
 

Wie weit geht das Engagement der Kommunen? 
Grundsätzlich geht es nicht darum, den gesamten Immobilienmarkt einer Gemeinde oder Region 
an sich zu reißen. Das wäre falsch. Genauso wenig ist es Aufgabe der Gemeinde oder der Regi-
on, den „Oberunternehmer“ zu geben. Es geht darum die gemeinde- und regionalentwickleri-
schen Ziele durch eine aktive Flächenpolitik sicherzustellen. Dazu gilt es die optimalen Rah-
menbedingungen zu schaffen und kontinuierlich die notwendigen Maßnahmen zur Sicherung 
von strategisch wichtigen Flächen und Immobilien zu tätigen. 
                                                
7 So zeigt etwa Mugler 2006, S. 48, in seiner Studie wie folgt auf: „ These 18: Ein ausreichendes Angebot an er-
schwinglichem Wohnraum und Bauland in der Gemeinde ist eine Grundvoraussetzung für eine junge Gemeindebe-
völkerung und damit für eine dynamische wirtschaftliche Entwicklung.“  
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Wenn Private etwas gleich gut oder vielfach auch besser können – so im Sinne des Subsidiari-
tätsprinzips -  und wenn deren unternehmerisches Agieren mit den übergeordneten Zielen der 
Gemeinde übereinstimmt, dann sollte man als Kommune nicht aktiv tätig werden. Wieso auch.  
„Nicht soviel wie möglich, sondern nur soviel wie nötig“ - lautet die Devise. 
Dann ist man als Kommune nur mehr aktiver und serviceorientierter Partner der Wirtschaft oder 
von Privaten. Und das geht umso leichter, wenn die gegenseitigen Ziele zwischen den Partnern 
wie Bau- und Immobilienfirmen, Bauträgern, Investoren etc. gemeinsam abgestimmt sind und 
alle an einem Strang ziehen. Auch das ist eine Aufgabe des Flächenmanagements. 
 
Anzumerken bleibt, dass es letztlich auch nicht um das „Horten“ von kommunalen Flächen und 
Immobilien geht. Im Gegenteil, gerade die Verwertung und der damit zusammenhängende 
Schulterschluss mit der Privatwirtschaft ist ein weiteres wichtiges Aufgabenfeld des Flächenma-
nagements. Denn die standortwirtschaftliche Rendite für die Kommune resultiert ja nicht primär 
aus dem Immobilieneigentum, das kann manchmal ein interessanter Zugewinn sein, sondern 
vielmehr aus den oben dargestellten kommunalen Renditeoptionen.  
 

Modelle und praktische Beispiele zur Umsetzung des Flächenmanagements 
 
Flächenmanagement der Stadt Dornbirn 
Die Stadt Dornbirn hat etwas über 45.0008 Einwohner und betreibt seit Mitte der 1990er-Jahre 
ein organisiertes und aktives Flächenmanagement. Vor dem Hintergrund des Niedergangs der 
Textilindustrie und dem Verlust von tausenden von Arbeitsplätzen zeigte sich die Notwendigkeit 
eines professionellen und geordneten Flächenmanagements. Anfangs verstärkt auf die Betreuung 
von Gewerbeflächen ausgelegt, wird seit vielen Jahren das gesamte Spektrum des Flächenmana-
gements abgewickelt. Dornbirn gilt als „Wirtschaftsstadt mit hoher Lebensqualität“ und ist heute 
das wirtschaftliche Zentrum des Vorarlberger Rheintals und damit Vorarlbergs.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 1 : Organisation des Flächenmanagements der Stadt Dornbirn 

                                                
8 Stand 1.1.2010, Quelle: http://www.dornbirn.at/fileadmin/user_upload/pdf/Dornbirn_Portrait/EwNationalitaet.pdf 
(Zugriff am 5.4.2011) 
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Die Finanzierung der Kauf-, Vorhalte- und Bereitstellungspolitik wird von der Stadt Dornbirn 
aus eigener Kraft bewerkstelligt. Das aktive Flächenmanagement der Stadt wird dabei von allen 
im Rathaus vertretenen Parteien als wesentlicher Schlüssel für eine nachhaltige Stadt- und Wirt-
schaftsentwicklung mitgetragen und ist mit einer klaren Strategie und einem Aufgabenkatalog 
unterlegt.  
 
Gesteuert wird das Flächenmanagement seit knapp 14 Jahren von einer Steuerungsgruppe beste-
hend aus den politischen Entscheidungsträgern (Bürgermeister, Vizebürgermeister) sowie den 
kommunalen Fachpolitiken (Stadtplanung, Finanzabteilung, Standort- und Gründerzentrum). Mit 
diesem Gremium sind fachlich und politisch fundierte Entscheidungen auf kurzem Weg möglich.  
Es kommen dabei die oben beschriebenen Organisationsinstrumente zum Einsatz 
 
Die operative Begleitung erfolgt durch das Standort- und Gründerzentrum, das ist die Wirt-
schafts- und Entwicklungsleitstelle der Stadt Dornbirn.9 Im Bereich der Gewerbeflächen ist da-
mit auch eine integrierte und optimale Betreuung, Beratung und Unterstützung von ansiedelnden 
und bestehenden Unternehmen sichergestellt.  
 
 
Baulandsicherungsmodelle 
Sowohl von einzelnen Bundesländern wie auch von privaten Institutionen aus dem Bankenbe-
reich werden sogenannte Baulandsicherungsmodelle in unterschiedlichster Form angeboten.  
 
Diese Modelle dienen der Finanzierung von flächenpolitischen Vorhaben und bieten in der Regel 
auch Unterstützung bei der Verwertung an. Es werden also wichtige Teilbereiche des gesamten 
Flächenmanagements von Dritten gegen entsprechende Leistungs- und Risikoabgeltung über-
nommen. Diese entbinden die Gemeinde aber nicht von der grundsätzlichen Verantwortung für 
ein gesamthaftes und nachhaltiges Flächenmanagement. Vor allem auch nicht von Notwendig-
keit der laufenden Evaluation von Flächen und auch nicht von Notwendigkeit der Verabschie-
dung und Umsetzung von klaren Strategien, Zielen und Maßnahmen im Rahmen des Flächen-
managements.   
 
 
PSG Projekt- und Strukturentwicklungsgenossenschaft – kommunales Modell10 
Vor allem für kleinere Gemeinden und unter dem Druck der angespannten finanziellen Situation 
wird aktive Flächenpolitik immer schwieriger. Hinzu kommt der Mangel an Ressourcen und 
Know-how, insbesondere wenn es um die Entwicklung, Verwertung und Weitergabe der Flächen 
und Immobilien an Dritte geht. Aber gerade kleinere oder auch ländlich strukturierte Gemeinden 
stehen vor der Notwendigkeit ihre Standortentwicklung planmäßig zu unterlegen. Sei es im Kon-
text mit der demografischen Entwicklung und der Flucht von jungen Menschen in urbane Räu-
me11 wie auch im Kontext mit dem Halten und Weiterentwickeln von Wirtschaftskraft und der 
generellen Sicherung der grundlegenden Standortattraktivität. 
 

                                                
9 Das Standort- und Gründerzentrum der Stadt Dornbirn wird seit knapp 14 Jahren vom ISK Institut für Standort-, 
Regional- und Kommunalentwicklung geführt. 
10 Siehe dazu im Detail ISK 2010a: Online im Internet: URL: http://www.isk-
institut.com/fileadmin/Image_Archive/bca-isk/nur_isk/pdf/HO_PSG_gemeinde_GMsys.pdf (Zugriff am 6.4.2011) 
11 Siehe dazu auch Studie Weber 2010, passim, von der Universität für Bodenkultur Wien, welche die hohe Abwan-
derungsgefährdung von jungen Frauen im ländlichen Raum unterstreicht.  
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Vor dem Hintergrund dieser durchaus existenziellen Fragen hat das ISK Institut für Standort-, 
Regional- Kommunalentwicklung, Dornbirn, in Zusammenarbeit mit dem Vorarlberger Gemein-
deverband und mit Unterstützung der Raiffeisenlandesbank Vorarlberg das Modell einer PSG 
Projekt- und Strukturentwicklungsgenossenschaft entwickelt. Das Modell wurde erstmals im 
Jahre 2008 in der Gemeinde Sulzberg12 mit knapp 1800 Einwohnern im Bregenzerwald imple-
mentiert und läuft dort sehr erfolgreich.  
 
Das Modell ist als Genossenschaft konzipiert, Genossenschaft impliziert Hilfe zur Selbsthilfe. 
Das ist auch bei der PSG der Fall. Die Genossenschaft ist nicht gewinnorientiert sondern sie ori-
entiert sich an den Entwicklungszielen und den nachhaltigen Interessen der Gemeinde. Diese 
Prämisse ist auch in den Statuten klar verankert. 
 
An der Genossenschaft sind neben der Gemeinde als Mehrheitseigentümer auch externe Partner 
beteiligt. Das sind die lokale Raiffeisenbank und das ISK Institut für Standort-, Regional- und 
Kommunalentwicklung. Dabei hält das ISK treuhändisch die Anteile für die Raiffeisenlandes-
bank Vorarlberg. Die Bankpartner übernehmen Finanzierungsanteile und Risiken, das ISK bringt 
Know-how, Erfahrung und die kontinuierliche fachliche Begleitung für ein professionelles Flä-
chenmanagement und eine gezielte Standortentwicklung mit ein.13  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 2 : PSG Projekt- und Strukturentwicklungsgenossenschaft  
 
                                                
12 Vgl. http://www.sulzberg.at 
13 Diese Leistungen werden über ein zu vereinbarendes Jahreshonorar, welches von der PSG zu tragen ist, abgegol-
ten. Es richtet sich nach einem jeweils individuell erstellten Leistungskatalog, der von den Basisaufgaben des Flä-
chenmanagements bis zur Übernahme des gesamten Standortmanagements und Standortmarketings einer Gemeinde 
durch die PSG führen kann (Vgl. dazu auch http//:www.isk-institut.com). 
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Die Beteiligungsverhältnisse in der PSG sind grundsätzlich frei wählbar. In Vorarlberg und in 
Abstimmung mit dem Vorarlberger Gemeindeverband wurde jedoch eine Mehrheitsbeteiligung 
der Gemeinde als sinnvoll erachtet. Somit ist die Gemeinde mit 60 % beteiligt und stellt auch 
den Obmann des Vorstandes. Beschlüsse erfolgen durch die Mehrheit der Anteils- und Kopf-
stimmen.  
 
Die PSG übernimmt die laufende Evaluation, Sicherstellung, den Kauf aber auch die Entwick-
lung sowie den Verkauf und die Verwertung von strategisch relevanten Flächen und Immobilien, 
welche für die gewerbliche und touristische Entwicklung sowie für Wohnbauzwecke und Ziele 
der Gemeindeentwicklung generell als zweckmäßig erachtet werden - und sichert somit ein pro-
fessionelles und für die Gemeinde handhabbares Flächenmanagement. 
 
Der Nutzen einer derartigen Organisation kann wie folgt zusammengefasst werden: 
 
- Die Gemeinde verfügt über eine wirkungsvolles Instrumentarium für ein aktive  

Flächenpolitik. 
- Wesentliche Entlastung des Gemeindehaushaltes – Beteiligung und Risikoübernahme durch 

Partner. 
- Nutzung von Kostenvorteilen durch Einsparung der Vorsteuer. 
- Nachhaltiger Entwicklungsschub für die Gemeinde durch strategische Ausrichtung der Stan-

dortentwicklung.  
- Effiziente und zeitnahe Entscheidungen und Maßnahmen sind durch eine vorbereitete Organi-

sation sichergestellt. 
- Professionelle Begleitung, Beistellung von Know-how und Netzwerken durch die beteiligten 

Partner. 
- Fundierter betriebswirtschaftlicher Input durch Bankpartner - Wirtschaftlichkeit der Unter-

nehmensführung ist sichergestellt. 
- Die Beteiligung durch Banken und ISK erhöht die wirtschaftliche Sicherheit der Vorhaben. 
- Die PSG stellt professionelle Methoden zur Standortentwicklung zur Verfügung. Damit wird 

eine gezielte und planmäßige Gemeinde- und Wirtschaftsentwicklung unter fachlicher Beglei-
tung möglich. 

- Während ein privater Investor ausschließlich seinen Gewinn maximiert, kann die PSG opti-
male Lösungen im Sinne der Gemeinde umsetzen. 

- Mögliche Gewinne aus einzelnen Geschäftsfällen werden nicht ausgeschüttet, sondern im 
Sinne der Statuten in der PSG einbehalten und für die standortwirtschaftlichen und öffentli-
chen Ziele der Gemeinde eingesetzt.14 
 

Anzumerken bleibt, dass als unabdingbare Grundlage der Zusammenarbeit zwischen der Ge-
meinde und den externen Partnern ein Gemeindeentwicklungskonzept vorausgesetzt wird. Die-
ses ist entweder in adäquater Form und einem entsprechenden Detaillierungsgrad vorhanden 
oder aber - es wird die Erarbeitung eines derartigen Konzeptes vereinbart. Dieses dient als Mas-
terplan für die gesamte Entwicklung der Gemeinde, hat einen entsprechenden Detaillierungsgrad 
und ist vor diesem Hintergrund auch die grundlegende Strategie- und Handlungsanleitung für die 
PSG. Die PSG orientiert sich an den Zielen und am Nutzen der Gemeinde. Diese Bedingungen 
sind auch in den Statuten der PSG klar verankert.15 

                                                
14 Die Statuten sehen lediglich eine Verzinsung des eingesetzten Kapitals von 5 % vor. Allerdings auch nur dann, 
wenn das Jahresergebnis dies zulässt. 
15 Die Beteiligung von Raiffeisen an derartigen PSGs muss vor dem Hintergrund einer klaren Strategie und einem 
klaren Bekenntnis von Raiffeisen Vorarlberg zur Unterstützung einer gezielten, nachhaltigen kommunalen und regi-
onalen Entwicklung gesehen werden. Denn nur durch die Sicherung und die weitere Entwicklung der Kommunen 
und ihrer wirtschaftlichen und sozialen Prosperität kann Raiffeisen auch seinen eigenen Markt halten und entwi-
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PSG Projekt- und Strukturentwicklungsgenossenschaft - regionales oder interkommunales 
Modell16 
Die regionale oder interkommunale PSG ist die Fortführung des oben dargestellten Modells auf 
Basis regionaler oder interkommunaler Zusammenarbeit.  
 
Die grundlegende Struktur bleibt dieselbe wie bei der kommunalen Projekt- und Strukturent-
wicklungsgenossenschaft. Und auch hier steht wieder die Forderung nach einem vorgängigen 
Regionalentwicklungskonzept, an dem sich das unternehmerische Tun der regionalen PSG zu 
orientieren hat.17  
 
Partner der PSG ist nun nicht mehr eine einzelne Gemeinde, sondern ein Zusammenschluss von 
Gemeinden. Dazu wird ein entsprechender Gemeindeverband gegründet. In diesem erfolgt die 
grundsätzliche regionale oder interkommunale Meinungsbildung und Kontrolle, ebenso entsen-
det der Gemeindeverband einen Obmann, welcher die Gemeinden in der PSG – auch wieder als 
deren Obmann – vertritt. Dabei wird die Obmannschaft rollierend wahrgenommen, alle zwei 
Jahre vertritt eine andere Gemeinde den Gemeindeverband in der PSG. Damit soll auch in der 
Organisation der PSG eine faire Verfahrensregelung stattfinden.  
 
Die Beteiligung der einzelnen Gemeinden an der PSG erfolgt auf Grundlage eines zu vereinba-
renden Verteilungsschlüssels.18 Entsprechend diesem Schlüssel erfolgt dann auch die Beteili-
gung der einzelnen Gemeinden am Investment der PSG. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

                                                                                                                                                       
ckeln. Und Raiffeisen hat nur diesen klar abgegrenzten geografischen Markt. Nicht zuletzt wird damit auch der 
originäre genossenschaftliche Auftrag der Bankengruppe wieder verstärkt in den Mittelpunkt gestellt. Damit sind die 
Interessen von Raiffeisen dieselben wie jene der Kommunen und Regionen. 
16 Siehe dazu im Detail ISK 2010b: Online im Internet: URL: http://www.isk-
institut.com/fileadmin/Image_Archive/bca-isk/nur_isk/pdf/HO_PSG_region_GMsys.pdf (Zugriff am 6.4.2011) 
17 Wenn kein Konzept vorhanden ist, wird die Entwicklung einer adäquaten Konzeptlinie vereinbart. 
18 Dieser Schlüssel kann auf Grundlage der Größen Einwohner, Steuereinnahmen gesamt, Kommunalsteuer, Haus-
halt oder aus Mischsätzen dieser Größen berechnet werden und ist individuell zu vereinbaren. Seitens des ISK wer-
den dazu Berechnungsmodelle zur Diskussion vorgeschaltet. 
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Abb. 3: Die Organisation der regionalen PSG Projekt- und Strukturentwicklungsgenossenschaft am  

Beispiel Großwalsertal | Vorarlberg 
 
 
Grundsätzlich müssen sich die Gemeinden im Klaren sein, was sie in Hinkunft gemeinsam abwi-
ckeln wollen. Der kleinste gemeinsame Nenner ist sicher eine gemeinsame Gewerbeflächenpoli-
tik oder auch das gemeinsame Vorgehen im Kontext mit touristischen Flächen. Damit ist auch 
der Grundstein für eine interkommunale Wirtschaftsregion gelegt. Dies beinhaltet dann aber 
auch die Aufteilung der Erlöse nach demselben Verteilungsschlüssel.  
 
Umgekehrt gibt es aber auch flächenpolitische Vorhaben, etwa in der Zentrumsentwicklung oder 
im Wohnbau, welche nur für einzelne Gemeinden der Region von Vorteil und Interesse sind. 
Auch in diesem Fall kann eine einzelne Gemeinde die PSG mit ihrem Know-how zur Finanzie-
rung und Abwicklung des Vorhabens nutzen. In diesem Fall sind dann die übrigen Gemeinden 
von der Finanzierung und vom Risiko des betreffenden Projektes ausgeschlossen. 
 
Mit diesen Kombinationsmöglichkeiten können über die PSG sowohl regionale oder interkom-
munale, wie auch rein kommunale Projekte und Vorhaben abgewickelt werden und es ergibt sich 
ein Bündel an Vorteilen sowohl für die Region gesamthaft wie auch für die einzelnen Gemein-
den.  
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